
 

Postanschr ift Ber lin: Bundesministeriu m der Finanzen, 11016 Berlin  

www.bundesfinanzministerium.de
 

   

 

  

     
Werner Gatzer      
Staatssekretär 

POSTANSCHRIFT Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin   
  Chef des Bundeskanzleramtes und  

Bundesminister für besondere Aufgaben 
Herrn Wolfgang Schmidt 
Willy-Brandt-Straße 1 
10557 Berlin 
 

HAUSANSCHRIFT Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 

  TEL +49 (0) 30 18 682-4260 

  FAX +49 (0) 30 18 682-4244 

  E-MAIL BueroStG@bmf.bund.de 

  DATUM 25. Juli 2023 

     
Staatssekretärin im 
Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz 
Frau Anja Hajduk 
Scharnhorststraße 34 - 37 
10115 Berlin 
 
Staatssekretär im 
Bundesministerium der Finanzen 
Herr Steffen Saebisch 
Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär im  
Bundesministerium des Innern,  
für Bau und Heimat 
Herrn Hans-Georg Engelke 
Alt Moabit 140 
10557 Berlin 
 
Staatssekretärin im 
Auswärtigen Amt 
Frau Susanne Baumann 
Werderscher Markt 1 
10117 Berlin 
 
Staatssekretärin im  
Bundesministerium der Justiz  
Frau Dr. Angelika Schlunck 
Mohrenstraße 37 
10117 Berlin 
 
 
 
 
 
 
  



 

 

Seite 2 Staatssekretärin im 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales  
Frau Leonie Gebers  
Wilhelmstraße 49 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär im 
Bundesministerium der  
Verteidigung 
Herr Nils Hilmer 
Mohrenstraße 37 
10117 Berlin 
 
Staatssekretärin im 
Bundesministerium für Ernährung  
und Landwirtschaft 
Silvia Bender 
Wilhelmstraße 54 
10117 Berlin 
 
Staatssekretärin 
Bundesministerium für Familie,  
Senioren, Frauen und Jugend 
Frau Margit Gottstein 
Glinkastraße 24 
10117 Berlin 
 
Staatssekretärin im 
Bundesministerium für Gesundheit 
Frau Antje Draheim 
Friedrichstraße 108 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär im  
Bundesministerium für Digitales  
und Verkehr 
Herrn Stefan Schnorr 
Invalidenstraße 44  
10115 Berlin 
  
  



 

 

Seite 3 Staatssekretär im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz,  
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz 
Herrn Stefan Tidow 
Stresemannstraße 128 – 130 
10117 Berlin 
 
Staatssekretär im  
Bundesministerium für wirtschaftliche  
Zusammenarbeit und Entwicklung 
Herrn Jochen Flasbarth 
Stresemannstraße 94 
10963 Berlin 
 
Staatssekretär im  
Bundesministerium für Wohnen,  
Stadtentwicklung und Bauwesen 
Herrn Dr. Rolf Bösinger 
Krausenstraße 17-18 
10117 Berlin 
 
Staatssekretärin im 
Bundesministerium für 
Bildung und Forschung 
Frau Judith Pirscher 
Kappelle-Ufer 1 
10117 Berlin 

 

nachrichtlich: 

Bundesrechnungshof 

poststelle@brh.bund.de   

 

Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

poststelle@bundesimmobilien.de 

  
BETREFF Reduzierung des Flächenbedarfs bei Bundesbehörden  

   ANLAGEN Flächenbudget für Büronutzungen 
   GZ VIII A 3 - B 1403/20/10002 :013 

DOK 2023/0316801 

  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,  

 

als Bundesregierung haben wir uns der Zielsetzung einer klimaneutralen Organisation der 

Bundesverwaltung verpflichtet. Um dieses Ziel zu erreichen, sind erhebliche gemeinsame An-

strengungen erforderlich. Dabei spielt der gesamte Gebäudesektor eine wesentliche Rolle. Ne-

ben den bereits in Umsetzung befindlichen Energieeffizienzvorgaben, liegt ein kurzfristig um-

setzbarer und besonders effektiver Ansatzpunkt in der Reduzierung der durch die 



 

 

Seite 4 Bundesverwaltung genutzten Flächen. Dieser Ansatz stellt im Bundesbau einen der wirkungs-

vollsten Hebel dar und adressiert auch das baupolitische Ziel der Suffizienz. 

 

Die im Rahmen der Corona-Pandemie gewonnenen Erfahrungen mit mobilem Arbeiten und 

modernen Organisationsformen haben uns allen deutlich vor Augen geführt, dass bei der Pla-

nung von Büroflächen erhebliche Potenziale für Flächeneinsparungen bestehen. Dass diese 

nunmehr zu nutzen sind, hat auch der Bundesrechnungshof mehrfach gefordert. Vor diesem 

Hintergrund werden die seit vielen Jahren als Planungsgrundlage für Bundesgebäude genutz-

ten „Höchstflächen für Geschäftszimmer der Bundesbehörden“ der RBBau durch ein deutlich 

flexibleres Flächenbudget abgelöst. Dieses wurde baufachlich mit dem Bundesministerium 

für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen (BMWSB), dem Bundesministerium der Ver-

teidigung (BMVg), dem Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR) und der Bundes-

anstalt für Immobilienaufgaben (BImA) einvernehmlich abgestimmt. Neben einer Verbesse-

rung der Flächeneffizienz und Wirtschaftlichkeit soll dies den einzelnen Behörden größtmög-

liche Flexibilität für ihre Unterbringung ermöglichen. Die Planung und Entwicklung qualitäts-

voller flexibler Bürostrukturen sind dabei für die erfolgreiche und nachhaltige Flächeneinspa-

rung von großer Bedeutung. 

 

Die Grundzüge dieser Neuregelung wurden bereits im Rahmen der regelmäßigen Bespre-

chung der Zentralabteilungsleiterinnen und Zentralabteilungsleiter der Ressorts am 6. März 

und 5. Juni dieses Jahres diskutiert; ich freue mich über die dort geäußerte Akzeptanz und Un-

terstützung. Ausgehend von dem dort erläuterten Abschlag von 25 % (bzw. Anwesenheitsfak-

tor 0,75) auf die Anzahl der Stellen wird künftig ein Flächenbudget pro Arbeitsplatz festge-

legt. Im Ergebnis der finalen Zuordnung der zum Flächenbudget zu zählenden Flächen war 

der in der Besprechung genannte bisherige Erfahrungswert von rund 20 m² im Nachgang auf 

die relevanten Flächen und entsprechende Vergleichsfälle zu begrenzen. Insoweit haben wir 

das Flächenbudget pro Arbeitsplatz im Einvernehmen mit BMWSB, BMVg, BImA und BBR 

systematisiert.  Im Ergebnis wurde der Wert auf 18 m² präzisiert. Hinsichtlich der konkreten 

Ausgestaltung der künftigen Bedarfsplanung und der weiteren Umsetzung verweise ich auf 

die in der Anlage zusammengefassten Vorgaben. Diese Neuregelung bitte ich ab sofort für 

alle noch nicht vom BMF gebilligten Bedarfe zu beachten. Sie gilt sowohl für die Obersten 

Bundesbehörden als auch für die Geschäftsbereichsbehörden und den Zuwendungsbau. In die-

sem Zusammenhang weise ich darauf hin, dass es sich auch bei der neuen Planungsvorgabe 

um Höchstflächen handelt und appelliere an Ihre aktive Mitwirkung für eine weitere Flächen-

reduzierung auch über diese Planungsvorgabe hinaus. Insbesondere in den Geschäftsbe-

reichsbehörden können und sollen diese Höchstflächen unter Berücksichtigung bereits geleb-

ter und geplanter, effizienter Unterbringungskonzepte deutlich unterschritten werden. Inwie-

weit eine Flächenoptimierung bei bereits laufenden Planungen noch Berücksichtigung finden 

kann, bitte ich im Einzelfall zu prüfen. Derzeit werden die Muster für die Raumbedarfspla-

nung durch die BImA mit dem Ziel einer zeitnahen Einführung und Ausarbeitung weiterer 

Flächenbudgets überarbeitet. Bei Fragen zur Umsetzung stehen Ihnen sowohl die Bundesan-

stalt für Immobilienaufgaben als auch das für die Bedarfsplanung im Bundesfinanz-



 

 

Seite 5 ministerium zuständige Referat VIII A 3 zur Verfügung. Die Bauverwaltung (BBR oder eine 

der organgeliehenen Bauverwaltungen der Länder) wird Sie weiterhin baufachlich bei der 

Aufstellung der Bedarfsplanung beraten.  

 

Auch bei den bereits durch die Bundesverwaltung genutzten Bestandsliegenschaften besteht 

erhebliches Potential für eine Flächeneinsparung. Wie in der AL Z-Runde angekündigt, soll 

zunächst eine aussagekräftige Datengrundlage aufgebaut werden, um konkrete Einsparpoten-

ziale heute und künftig erkennen zu können. Nachdem die BImA bereits eine erste Bestands-

ermittlung nach Ressort und Flächenkategorien vorgelegt hat, wird diese derzeit unter Be-

rücksichtigung der Stellenzahl für die weitere Abstimmung mit Ihnen aufbereitet. Gern stellt 

mein Fachreferat VIII A 1 Ihnen den Entwurf der Datengrundlage gemeinsam mit der BImA 

zeitnah vor und wird sich wegen der Terminabstimmung an die zuständigen Ansprechpartner 

Ihrer Häuser wenden. Es ist mir wichtig zu betonen, dass die Aufsetzung eines Programms 

zur Reduzierung im Bestand nur in enger Abstimmung mit Ihnen und mit Ihrer Mitwirkung 

möglich ist und gelingen wird. Hierzu gehört auch im nächsten Schritt die gemeinsame Be-

stimmung konkreter Zielquoten. Hier wäre es naheliegend, sich an den in der Anlage zusam-

mengefassten Vorgaben für künftige Bedarfsplanungen zu orientieren. Hinsichtlich der Aus-

gestaltung zu Zielwerten und Zeitschienen werden neben den Hinweisen des Bundesrech-

nungshofs auch vergleichbare Programme anderer Verwaltungen in den Blick zu nehmen 

sein.  

 

Bei allen Überlegungen zu Veränderungen im Bestand werden die BImA als Immobilien-

dienstleisterin des Bundes sowie die Bauverwaltungen Sie weiterhin mit großer Kompetenz 

und Engagement unterstützen und auch bei der Erarbeitung neuer Unterbringungsüberlegun-

gen beraten.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


